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vorgesehene Ausschluss f�r vorvertragliche Schuldverh�ltnisse wie

der culpa in contrahendo125. Diese fallen in den Anwendungsbe-

reich von Art. 12 Rom II-VO. Die im Kommissionsvorschlag

(Art. 7 Rom I-VO-E) noch enthaltene Regelung f�r die rechtsge-

sch�ftliche Vertretung126 ist im abschließenden Verordnungstext

entfallen.

G. FAZIT
Die Verordnung des Europ�ischen Parlaments und des Rates �ber

das auf vertragliche Schuldverh�ltnisse anzuwendende Recht

(»Rom I«) wird im Vergleich zum EV� auf einigen Gebieten

f�r mehr Klarheit sorgen und dadurch den Gerichten die Rechts-

anwendung erleichtern. Begr�ßenswert erscheint insbesondere die

Bef�rderung des Gleichlaufs von Kollisions- und Verfahrensrecht.

Von einem Strukturwechsel l�sst sich indes, anders als noch beim

Kommissionsvorschlag, angesichts des abschließenden Verord-

nungstextes nicht mehr sprechen.127
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n SACHVERHALT
S, der Schwiegervater von K, ist nebenberuflich mit der Vermittlung von Versicherungsvertr�gen f�r

die B-Versicherungs-AG betraut. In dieser Funktion nimmt er einen Antrag der K auf Abschluss

einer Berufsunf�higkeitszusatzversicherung (BUZ) bei der B auf. Im Antragsformular wird nach »Be-

schwerden, wegen derer im letzten Jahr eine �rztliche Behandlung stattfand« und an anderer Stelle

explizit nach »Atembeschwerden« gefragt.

K leidet im Zeitpunkt der Antragstellung an Heuschnupfen sowie w�hrend der Sommermonate

auch an Atembeschwerden und befindet sich deshalb in �rztlicher Behandlung. W�hrend K �rztliche

Konsultationen wegen ihrer Heuschnupfenbeschwerden aus Anlass der Antragstellung dem S mit-

teilt, verneint sie die Frage nach »Atembeschwerden«.

S ist der Ansicht, die Heuschnupfenbeschwerden seien »kein ernsthaftes Leiden«, weshalb er die des-

wegen erfolgte �rztliche Behandlung nicht in das Formular aufnimmt. Die Frage nach »Atembeschwer-

den« wird ausdr�cklich verneint. Eine Woche nach Zugang der Antragsunterlagen erh�lt K die Police

samt den relevanten AVB und allen gesetzlich vorgesehenen Informationen und Belehrungen.

Etwa sieben Jahre sp�ter treten bei K großfl�chige Ekzeme an den H�nden und sonstige gravie-

rende Hautbeschwerden auf, die dazu f�hren, dass K ihren Beruf als Heilmasseurin dauerhaft nicht

mehr aus�ben kann. Als sie Anspr�che aus der BUZ geltend macht, wird im Zuge der �rztlichen

Begutachtung die Heuschnupfenerkrankung ebenso festgestellt wie eine (der K im Antragszeitpunkt

nicht bekannte) angeborene Asthma-Erkrankung.

B erkl�rt daraufhin schriftlich ihren R�cktritt vom Vertrag sowie die Anfechtung desselben wegen

arglistiger T�uschung. Im folgenden Gerichtsverfahren stellt der Sachverst�ndige fest: »Die Atem-

wegsbeschwerden der K stehen zwar nicht in direktem Zusammenhang mit den Hauterkrankungen,

weisen aber aus medizinischer Sicht auf eine grunds�tzliche Neigung zu allergischen �beremp-

findlichkeiten hin. Bei Fehlen einer solchen Neigung w�re es m�glicherweise nicht, nicht so fr�h

oder nur in abgemilderter Form zum Auftreten der Hauterkrankungen gekommen.«

Beurteilen Sie den Leistungsanspruch der K und gehen Sie dabei von Folgendem aus: »Berufsun-

f�higkeit« im Sinne der Versicherungsbedingungen liegt vor. R�cktritts- und Anfechtungserkl�rung

erfolgten begr�ndet sowie binnen eines Monats nach Kenntnis der B von den diesen Erkl�rungen zu

Grunde liegenden Umst�nden; Verfristungsbestimmungen in den Allgemeinen Versicherungsbedin-

gungen stehen nicht entgegen. K wurde vor ihrer Antragsstellung �ber die Folgen unrichtiger

Angaben im Antrag ordnungsgem�ß belehrt. W�ren die beiden Fragen nach �rztlicher Behandlung

und Atembeschwerden im Antragsformular bejaht worden, w�re der Versicherungsvertrag mit B mit

einer h�heren Pr�mie zustande gekommen.

* Der Autor ist Oberassistent f�r Privatrecht, IPR und Rechtsvergleichung am Rechtswissenschaftlichen Institut der Universit�t Z�rich und

freier wissenschaftlicher Mitarbeiter am Institut f�r Versicherungswissenschaft der Universit�t Mannheim.

** Sachverhalt in Anlehnung an OLG Frankfurt VersR 2006, 1062 = ZfSch 2006, 466 = r+s 2006, 463.

125 N�her hierzu Lehmann in: Ferrari/Leible (Fn. 23) S. 17 ff.: Dieser differenziert zwischen

den verschiedenen Funktionen und will Aufkl�rungs- und Beratungspflichten als ver-

traglich, Verkehrs- und Schutzpflichten hingegen als außervertraglich qualifizieren. Im

Europ�ischen Prozessrecht (Art. 5 Nr. 3 EuGVVO) qualifiziert der EuGH die culpa in

contrahendo deliktisch, vgl. EuGH NJW 2002, 3159 Rn. 23 ff.

126 Ausf�hrlich Spellenberg in: Ferrari/Leible (Fn. 23) S. 151 ff.

127 Auf die spezielle Problematik der Regelung �ber Versicherungsvertr�ge in Art. 7 Rom

I-VO konnte in diesem Rahmen nicht eingegangen werden.
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Einleitender Hinweis: Die vorliegende Klausur wurde im zeitlichen Anwendungsbereich des VVG 1908

in der bis zum 31.12.2007 geltenden Fassung (BGBl. 2006 I S. 3232) gestellt (im Folgenden: VVG a.F.).

Mit 1.1.2008 ist das neue VVG 2008 (BGBl. 2007 I S. 2631 i.d.F. BGBl. 2007 I S. 2833; im Folgenden:

VVG n.F.) in Kraft getreten, das wesentliche Neuerungen auch und gerade im hier interessierenden

Bereich der vorvertraglichen Anzeigepflichten mit sich brachte. Diese �nderungen wurden in den

folgenden L�sungsvorschlag eingearbeitet und sind jeweils mit einem kennzeichnenden Hinweis versehen.

Daraus und aus dem im Sachverhalt begr�ndeten Argumentationspotential ergibt sich eine Mehrzahl

vertretbarer L�sungsans�tze. Von den Kandidaten wurde freilich weder erwartet, dass sie alle denkbaren

L�sungswege ausarbeiten noch dass sie (wie hier) die beiden Rechtslagen vergleichend gegen�berstellen.

F�r den interessierten Leser hingegen kann ein solcher Vergleich durchaus von Interesse sein.

n L�SUNG
Nach VVG a.F.: Sofern die Ansicht vertreten wurde (L�sungsweg 1), K h�tte durch die Offenlegung

ihrer »Heuschnupfenbeschwerden« auch ihre saisonalen Atembeschwerden gegen�ber B angezeigt,

besteht mangels R�cktrittsgrund ein Anspruch der K gegen�ber der B auf Leistung aus der Berufs-

unf�higkeitszusatzversicherung gem. § 1 I 2 VVG a.F.

Zum selben Ergebnis gelangt man auch unter Zugrundelegung der Annahme (L�sungsweg 2) nicht

erfolgter Anzeige der Atembeschwerden und damit unter Bejahung einer Anzeigepflichtverletzung,

soweit man die Kausalit�t i.S.d. § 21 VVG a.F. zwischen Atembeschwerden und Berufungsunf�-

higkeit verneint.

Erachtet man demgegen�ber wie in L�sungsweg 3 eine solche Kausalit�t als gegeben an, kann sich

B gegen�ber K auf Leistungsfreiheit berufen.

Nach VVG n.F.: Auch im Anwendungsbereich des VVG n.F. ist eine Mitanzeige der Atembe-

schwerden durch die Offenlegung der Heuschnupfenbeschwerden vertretbar; danach besteht man-

gels R�cktrittsgrund ein Anspruch der K gegen�ber B auf Leistung gem. § 1 I 1 VVG n.F. (L�-

sungsweg 4).

Zum selben Ergebnis gelangt man unter Annahme einer grob fahrl�ssigen Anzeigepflichtverlet-

zung durch K (L�sungsweg 5).

Nimmt man demgegen�ber eine vors�tzliche Anzeigepflichtverletzung an, so ergibt sich bei

verneinter Kausalit�t gem. § 21 II 1 VVG n.F. (L�sungsweg 6) ein Leistungsanspruch, w�hrend

sich B bei bejahter Kausalit�t (L�sungsweg 7) auf Leistungsfreiheit berufen kann.

Unabh�ngig davon, welcher der obigen L�sungswege gew�hlt und welche Fassung des VVG zu

Grunde gelegt wurde, kann eine Anfechtung des Vertrages durch B wegen arglistiger T�uschung

jedenfalls keinen Erfolg haben.

A. ZUSTANDEKOMMEN EINES VERSICHERUNGSVERTRAGSVERH�LTNISSES ZWISCHEN
K UND B

Ein Zahlungsanspruch der K aus der Berufsunf�higkeitszusatzversicherung (dazu etwa H�ra in: Ter-

bille, M�nchener Anwaltshandbuch – Versicherungsrecht, 2004, § 25 Rn. 1 ff.) setzt einen wirk-

samen Vertragschluss zwischen K und B voraus. Ein Versicherungsvertrag kommt (in Ermangelung

gesonderter Abreden) formfrei als zweiseitig verpflichtender Konsenusalvertrag durch zwei korres-

pondierende Willenserkl�rungen, Antrag und Annahme i.S.d. §§ 145 ff. BGB, zustande.

Vertragsschluss

Zu pr�fen ist dabei zun�chst, ob der f�r B t�tig gewordene Vermittler S als deren Stellvertreter zu

qualifizieren ist. Es geht also zun�chst um eine Frage der Vertretungsmacht, w�hrend im Anschluss

daran Aspekte der Wissenszurechnung gesondert zu pr�fen sind (dazu unten B.I.2.).

Stellvertretung gem.

§ 164 ff. BGB

Nach dem Sachverhalt ist S mit der Vermittlung von Versicherungsvertr�gen betraut. Er ist deshalb

als Versicherungsvertreter i.S.d. Legaldefinitionen des § 42a II VVG a.F. bzw. des § 59 II VVG n.F.

zu qualifizieren. Mangels gesonderter Hinweise auf eine Abschlussvollmacht sowie auf Grund der

bloß nebenberuflichen T�tigkeit des S ist davon auszugehen, dass dieser als Vermittlungsvertreter t�tig

wurde. Als solcher ist er von dem (in der Praxis weitaus seltener anzutreffenden – vgl. schon M�ller

Recht und Wirklichkeit der Versicherungsvermittlung, 1944, S. 36) Abschlussvertreter zu unterschei-

den (siehe Weyers/Wandt Versicherungsvertragsrecht, 3. Aufl. 2003, Rn. 305) und vom Versicherer

B nicht dazu bevollm�chtigt, Willenserkl�rungen abzugeben, die i.S.d. § 164 ff. BGB f�r und gegen

diesen wirken k�nnten. Mit anderen Worten: Vermittlungsvertreter S verf�gt �ber eine bloß passive

Vertretungsmacht (dazu sogleich), die zwar f�r die Zurechnung seines Wissens gegen�ber dem

Versicherer von zentraler Bedeutung ist (vgl. § 166 BGB), jedoch dazu f�hrt, dass der Versiche-

rungsvertrag nur unmittelbar zwischen K und B zustande gekommen sein kann.

K ist ungeachtet der Verwendung eines Antragsformulars der B als Antragstellerin zu qualifizieren;

in der �bersendung der Police durch B ist eine konkludente Annahme dieses Antrags zu sehen.

Laut Sachverhalt hat K die Allgemeinen Versicherungsbedingungen sowie die sonst gesetzlich

vorgesehenen Informationen (vgl. § 10a VAG bzw. § 7 VVG n.F. i.V.m. der VVG-InfoV) erst nach

»Policenmodell«
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